
VERORDNUNG (EU) Nr. 697/2013 DES RATES 

vom 22. Juli 2013 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 des Rates über restriktive Maßnahmen angesichts 
der Lage in Syrien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2013/255/GASP des Rates vom 
31. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen gegen Syrien ( 1 ), 

auf gemeinsame Vorschläge der Hohen Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen Kom­
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 18. Januar 2012 hat der Rat die Verordnung (EU) 
Nr. 36/2012 ( 2 ) angenommen, um den Beschluss 
2011/782/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Sy­
rien ( 3 ) umzusetzen. 

(2) Am 29. November 2012 hat der Rat den Beschluss 
2012/739/GASP ( 4 ) angenommen, mit dem der Beschluss 
2011/782/GASP aufgehoben und ersetzt wurde. 

(3) Am 1. Juni 2013 endete die Geltungsdauer des Beschlus­
ses 2012/739/GASP. 

(4) Am 31. Mai 2013 hat der Rat den Beschluss 
2013/255/GASP angenommen. 

(5) In Anhang IX der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 sind 
Artikel aufgeführt, die nach Artikel 2b der Verordnung 
nur mit vorheriger Genehmigung verkauft, geliefert, wei­
tergegeben oder ausgeführt werden dürfen. Diese Liste 
sollte um zusätzliche Artikel erweitert werden. Eine Aus­
nahme sollte für als Verbrauchsgüter bestimmte Waren 
gewährt werden. 

(6) Diese Maßnahmen fallen in den Geltungsbereich des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, und 
es bedarf daher Rechtsvorschriften auf Ebene der Union 
für ihre Umsetzung, um ihre einheitliche Anwendung 
durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mitgliedstaaten 
zu gewährleisten. 

(7) Die Verordnung (EU) Nr. 36/2012 sollte daher entspre­
chend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 36/2012 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 2 

(1) Ein Mitgliedstaat kann das Folgende verbieten oder 
einer Genehmigungspflicht unterwerfen: die Ausfuhr, den 

Verkauf, die Lieferung oder die Weitergabe von anderen als 
den in Anhang IA oder in Anhang IX genannten Ausrüs­
tungen, die zur internen Repression verwendet werden kön­
nen, mit oder ohne Ursprung in der Union unmittelbar 
oder mittelbar an syrische Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen oder zur Verwendung in Syrien. 

(2) Ein Mitgliedstaat kann das Folgende verbieten oder 
einer Genehmigungspflicht unterwerfen: technische Hilfe, 
Finanzmittel und Finanzhilfe im Zusammenhang mit Aus­
rüstungen, die in Absatz 1 genannt sind, an syrische Per­
sonen, Organisationen oder Einrichtungen oder zur Ver­
wendung in Syrien." 

2. Artikel 2a erhält folgende Fassung: 

"Artikel 2a 

(1) Es ist verboten, 

a) die in Anhang IA aufgeführten Ausrüstungen, Güter und 
Technologien mit oder ohne Ursprung in der Union, die 
zur internen Repression oder zur Herstellung und War­
tung von zur internen Repression verwendbaren Pro­
dukten verwendet werden könnten, unmittelbar oder 
mittelbar an Personen, Organisationen oder Einrichtun­
gen in Syrien oder zur Verwendung in Syrien zu ver­
kaufen, zu liefern, weiterzugeben oder auszuführen; 

b) wissentlich und absichtlich an Tätigkeiten teilzunehmen, 
mit denen die Umgehung der unter Buchstabe a genann­
ten Verbote bezweckt oder bewirkt wird. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können die auf den Web­
sites in Anhang III angegebenen zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten unter ihnen geeignet erscheinenden Bedin­
gungen eine Transaktion im Zusammenhang mit in An­
hang IA aufgeführten Ausrüstungen, Gütern oder Technolo­
gien genehmigen, sofern die Ausrüstungen, Güter oder 
Technologien für Nahrungszwecke, landwirtschaftliche, me­
dizinische oder andere humanitäre Zwecke oder für Per­
sonal der Vereinten Nationen, der Union oder ihrer Mit­
gliedstaaten bestimmt sind." 

3. In Artikel 2c erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

"(2) Die Beschlagnahme und die Entsorgung der Ausrüs­
tungen, Güter und Technologien, deren Lieferung, Verkauf, 
Weitergabe oder Ausfuhr nach Artikel 2a dieser Verord­
nung verboten ist, können nach Maßgabe nationaler 
Rechtsvorschriften oder der Entscheidung einer zuständigen 
Behörde auf Kosten der nach Absatz 1 bezeichneten Person 
oder Organisation durchgeführt werden, oder diese Kosten 
können, sofern es nicht möglich ist, sie bei dieser Person 
oder Organisation einzutreiben, nach Maßgabe nationaler
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Rechtsvorschriften von jeder Person oder Organisation ein­
gefordert werden, die die Verantwortung für die Beför­
derung der Güter oder der Ausrüstung im Rahmen der 
versuchten illegalen Lieferung, des versuchten illegalen Ver­
kaufs oder der versuchten illegale Weitergabe oder der Aus­
fuhr übernimmt." 

4. Der folgende Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 2d 

Ein Mitgliedstaat kann die Ausfuhr von in Artikel 4 Absatz 
2 der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 genannten Güter mit 
doppeltem Verwendungszweck nach Syrien verbieten oder 
einer Genehmigungspflicht unterwerfen." 

5. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Es ist verboten, 

a) für syrische Personen, Organisationen oder Einrich­
tungen oder zur Verwendung in Syrien unmittelbar 
oder mittelbar technische Hilfe oder Vermittlungs­
dienste im Zusammenhang mit den in Anhang IA 
aufgeführten Ausrüstungen, Gütern und Technolo­
gien, die zur internen Repression oder zur Herstel­
lung und Wartung von zur internen Repression ver­
wendbaren Produkten verwendet werden können, zu 
erbringen; 

b) für Personen, Organisationen oder Einrichtungen in 
Syrien oder zur Verwendung in Syrien unmittelbar 
oder mittelbar Finanzmittel oder Finanzhilfe im Zu­
sammenhang mit den in Anhang IA aufgeführten 
Gütern und Technologien für deren Verkauf, Liefe­
rung, Weitergabe oder Ausfuhr oder für die Bereit­
stellung von damit verbundener technischer Hilfe be­
reitzustellen, insbesondere in Form von Zuschüssen, 
Darlehen und Ausfuhrkreditversicherungen sowie 
Versicherungen und Rückversicherungen; 

c) wissentlich und absichtlich an Tätigkeiten teilzuneh­
men, mit denen die Umgehung der unter den Buch­
staben a und b genannten Verbote bezweckt oder 
bewirkt wird." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Abweichend von Absatz 1 können die auf den 
Websites in Anhang III angegebenen zuständigen Behör­
den der Mitgliedstaaten unter ihnen geeignet erscheinen­
den Bedingungen die Bereitstellung von technischer 
Hilfe oder Vermittlungsdiensten oder von Finanzmitteln 
oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit in Anhang IA 
aufgeführten Ausrüstungen, Gütern oder Technologien 
genehmigen, sofern die Ausrüstungen, Güter oder Tech­
nologien für Nahrungszwecke, landwirtschaftliche, medi­
zinische oder andere humanitäre Zwecke oder für Per­
sonal der Vereinten Nationen, der Union oder ihrer Mit­
gliedstaaten bestimmt sind. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission innerhalb von 
vier Wochen über jede nach Unterabsatz 1 erteilte Ge­
nehmigung." 

6. Der folgende Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 6a 

(1) Abweichend von Artikel 6 können die auf den Web­
sites in Anhang III angegebenen zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten unter ihnen geeignet erscheinenden Bedin­
gungen die Einfuhr, den Erwerb oder die Beförderung von 
Rohöl oder Erdölerzeugnissen oder die Bereitstellung von 
Finanzmitteln oder Finanzhilfen, einschließlich Finanzderi­
vaten, sowie von Versicherungen und Rückversicherungen 
im Zusammenhang damit genehmigen, sofern folgende Vo­
raussetzungen erfüllt sind: 

a) Die zuständige Behörde hat auf der Grundlage der ihr 
zur Verfügung stehenden Informationen, einschließlich 
der Informationen, die ihr von der Person, Organisation 
oder Einrichtung gegeben wurden, die die Genehmigung 
beantragt hat, festgestellt, dass vernünftigerweise die 
Schlussfolgerung gezogen werden kann, dass: 

i) die betreffenden Aktivitäten dem Zweck dienen, 
Hilfe für die Zivilbevölkerung in Syrien bereitzustel­
len, insbesondere mit Blick auf die Wahrung der 
humanitären Belange, die Unterstützung bei der Be­
reitstellung grundlegender Dienstleistungen, den 
Wiederaufbau oder die Wiederaufnahme der norma­
len Wirtschaftstätigkeit oder andere zivilen Auf­
gaben; 

ii) durch die betreffenden Tätigkeiten weder unmittel­
bar noch mittelbar einer Person, Organisation oder 
Einrichtung, auf die in Artikel 14 Bezug genommen 
wird, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden oder zugutekommen; 

iii) die betreffenden Tätigkeiten gegen keines der in die­
ser Verordnung festgelegten Verbote verstoßen; 

b) der betreffende Mitgliedstaat hat vorab die Person, Or­
ganisation oder Einrichtung, die von der der Syrischen 
Nationalen Koalition der Kräfte der syrischen Revolution 
und Opposition bezeichnet wurde, zu Folgendem kon­
sultiert: 

i) den Feststellungen der zuständige Behörde gemäß 
Buchstabe a Ziffern i und ii; 

ii) der Verfügbarkeit von Informationen die darauf hin­
deuten, dass durch die betreffenden Tätigkeiten un­
mittelbar oder mittelbar einer Person, Organisation 
oder Einrichtung, auf die in Artikel 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom 27. Dezember 
2001 über spezifische, gegen bestimmte Personen 
und Organisationen gerichtete restriktive Maßnah­
men zur Bekämpfung des Terrorismus (*) oder in 
Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des 
Rates vom 27. Mai 2002 über die Anwendung be­
stimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen und Organisationen, die mit 
dem Al-Qaida-Netzwerk in Verbindung stehen (**) 
Bezug genommen wird, Gelder oder wirtschaftliche 
Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder zu­
gutekommen,
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und die Person, Organisation oder Einrichtung, die von 
der der Syrischen Nationalen Koalition der Kräfte der 
syrischen Revolution und Opposition bezeichnet wurde, 
hat dem entsprechenden Mitgliedstaat ihren Standpunkt 
übermittelt. 

c) Hat die zuständige Behörde nicht innerhalb von 30 Ta­
gen nachdem der Antrag gestellt wurde, den Standpunkt 
der Person, Organisation oder Einrichtung, die von der 
der Syrischen Nationalen Koalition der Kräfte der syri­
schen Revolution und Opposition bezeichnet wurde, er­
halten, so kann die zuständige Behörde eine Entschei­
dung über die Genehmigung treffen. 

(2) Bei der Anwendung der Voraussetzungen gemäß Ab­
satz 1 Buchstaben a und b fordert die zuständige Behörde 
angemessene Informationen zu dem Gebrauch, der von der 
erteilten Genehmigung gemacht wird, einschließlich Infor­
mationen über die Beteiligten an der Transaktion. 

(3) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission innerhalb von zwei 
Wochen über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmi­
gung. 

___________ 
(*) ABl. L 344 vom 28.12.2001, S. 70. 

(**) ABl. L 139 vom 29.5.2002, S. 9" 

7. Der folgende Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 9a 

(1) Abweichend von den Artikeln 8 und 9 können die 
auf den Websites in Anhang III angegebenen zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten unter ihnen angemessen er­
scheinenden Bedingungen den Verkauf, die Lieferung, die 
Weitergabe oder die Ausfuhr der in Anhang VI aufgeführ­
ten wesentlichen Ausrüstungen und Technologien oder die 
Bereitstellung von technischer Hilfe oder Vermittlungsdiens­
ten, Finanzmitteln oder Finanzhilfe im Zusammenhang da­
mit genehmigen, sofern folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

a) die zuständige Behörde hat auf der Grundlage der ihr 
zur Verfügung stehenden Informationen, einschließlich 
der Informationen, die ihr von der Person, Organisation 
oder Einrichtung gegeben wurden, die die Genehmigung 
beantragt hat, festgestellt, dass vernünftigerweise die 
Schlussfolgerung gezogen werden kann, dass: 

i) die betreffenden Aktivitäten dem Zweck dienen, 
Hilfe für die Zivilbevölkerung in Syrien bereitzustel­
len, insbesondere mit Blick auf die Wahrung der 
humanitären Belange, die Unterstützung bei der Be­
reitstellung grundlegender Dienstleistungen, den 
Wiederaufbau oder die Wiederaufnahme der norma­
len Wirtschaftstätigkeit oder andere zivilen Auf­
gaben; 

ii) durch die betreffenden Tätigkeiten weder unmittel­
bar noch mittelbar einer Person, Organisation oder 
Einrichtung, auf die in Artikel 14 Bezug genommen 
wird, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden oder zugutekommen; 

iii) die betreffenden Tätigkeiten gegen keines der in die­
ser Verordnung festgelegten Verbote verstoßen; 

b) der betreffende Mitgliedstaat hat vorab die Person, Or­
ganisation oder Einrichtung, die von der der Syrischen 
Nationalen Koalition der Kräfte der syrischen Revolution 
und Opposition bezeichnet wurde, zu Folgendem kon­
sultiert: 

i) den Feststellungen der zuständige Behörde gemäß 
Buchstabe a Ziffern i und ii; 

ii) der Verfügbarkeit von Informationen die darauf hin­
deuten, dass durch die betreffenden Tätigkeiten un­
mittelbar oder mittelbar einer Person, Organisation 
oder Einrichtung, auf die in Artikel 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2580/2001 oder in Artikel 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 881/2002 Bezug genommen wird, 
Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Ver­
fügung gestellt werden oder zugutekommen. 

und die Person, Organisation oder Einrichtung, die von 
der der Syrischen Nationalen Koalition der Kräfte der 
syrischen Revolution und Opposition bezeichnet wurde, 
hat dem entsprechenden Mitgliedstaat ihren Standpunkt 
übermittelt. 

c) Hat die zuständige Behörde nicht innerhalb von 30 Ta­
gen nachdem der Antrag gestellt wurde, den Standpunkt 
der Person, Organisation oder Einrichtung, die von der 
der Syrischen Nationalen Koalition der Kräfte der syri­
schen Revolution und Opposition bezeichnet wurde, er­
halten, so kann die zuständige Behörde eine Entschei­
dung über die Genehmigung treffen. 

(2) Bei der Anwendung der Voraussetzungen gemäß Ab­
satz 1 Buchstaben a und b fordert die zuständige Behörde 
angemessene Informationen zu dem Gebrauch, der von der 
erteilten Genehmigung gemacht wird, einschließlich Infor­
mationen über den Endnutzer und den Zielort der Liefe­
rung. 

(3) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission innerhalb von zwei 
Wochen über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmi­
gung." 

8. Der folgende Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 13a 

(1) Abweichend von Artikel 13 Absatz 1 können die auf 
den Websites in Anhang III angegebenen zuständigen Be­
hörden der Mitgliedstaaten unter ihnen geeignet erscheinen­
den Bedingungen genehmigen, dass einer in Artikel 13 Ab­
satz 2 Buchstabe a aufgeführten syrischen Person, Organi­
sation oder Einrichtung ein Darlehen oder ein Kredit ge­
währt wird, dass eine Beteiligung an einer solchen Person, 
Organisation oder Einrichtung erworben oder ausgeweitet 
wird oder dass ein Joint Venture mit einer solchen Person, 
Organisation oder Einrichtung gegründet wird, sofern fol­
gende Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) die zuständige Behörde hat auf der Grundlage der ihr 
zur Verfügung stehenden Informationen, einschließlich 
der Informationen, die ihr von der Person, Organisation
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oder Einrichtung gegeben wurden, die die Genehmigung 
beantragt hat, festgestellt, dass vernünftigerweise die 
Schlussfolgerung gezogen werden kann, dass: 

i) die betreffenden Aktivitäten dem Zweck dienen, 
Hilfe für die Zivilbevölkerung in Syrien bereitzustel­
len, insbesondere mit Blick auf die Wahrung der 
humanitären Belange, die Unterstützung bei der Be­
reitstellung grundlegender Dienstleistungen, den 
Wiederaufbau oder die Wiederaufnahme der norma­
len Wirtschaftstätigkeit oder andere zivilen Auf­
gaben; 

ii) durch die betreffenden Tätigkeiten weder unmittel­
bar noch mittelbar einer Person, Organisation oder 
Einrichtung, auf die in Artikel 14 Bezug genommen 
wird, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden oder zugutekommen; 

iii) die betreffenden Tätigkeiten gegen keines der in die­
ser Verordnung festgelegten Verbote verstoßen; 

b) der betreffende Mitgliedstaat hat vorab die Person, Or­
ganisation oder Einrichtung, die von der Syrischen Na­
tionalen Koalition der Kräfte der syrischen Revolution 
und Opposition bezeichnet wurde, zu Folgendem kon­
sultiert: 

i) den Feststellungen der zuständige Behörde gemäß 
Buchstabe a Ziffer i und ii; 

ii) der Verfügbarkeit von Informationen die darauf hin­
deuten, dass durch die betreffenden Tätigkeiten un­
mittelbar oder mittelbar einer Person, Organisation 
oder Einrichtung, auf die in Artikel 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2580/2001 oder in Artikel 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 881/2002 Bezug genommen wird, 
Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Ver­
fügung gestellt werden oder zugutekommen. 

und die Person, Organisation oder Einrichtung, die von 
der der Syrischen Nationalen Koalition der Kräfte der 
syrischen Revolution und Opposition bezeichnet wurde, 
hat dem entsprechenden Mitgliedstaat ihren Standpunkt 
übermittelt. 

c) Hat die zuständige Behörde nicht innerhalb von 30 Ta­
gen nachdem der Antrag gestellt wurde, den Standpunkt 
der Person, Organisation oder Einrichtung, die von der 
der Syrischen Nationalen Koalition der Kräfte der syri­
schen Revolution und Opposition bezeichnet wurde, er­
halten, so kann die zuständige Behörde eine Entschei­
dung über die Genehmigung treffen. 

(2) Bei der Anwendung der Voraussetzungen gemäß Ab­
satz 1 Buchstaben a und b fordert die zuständige Behörde 
angemessene Informationen zu dem Gebrauch, der von der 
erteilten Genehmigung gemacht wird, einschließlich Infor­
mationen über den Zweck und die Beteiligten der Trans­
aktion. 

(3) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission innerhalb von zwei 
Wochen über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmi­
gung." 

9. Der folgende Artikel wird eingefügt: 

"Artikel 25a 

(1) Abweichend von Artikel 25 Absatz 1 Buchstaben a 
und c können die auf den Websites in Anhang III angege­
benen zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten unter ih­
nen geeignet erscheinenden Bedingungen die Eröffnung ei­
nes neuen Kontos oder einer neuen Repräsentanz oder die 
Gründung einer neuen Zweigniederlassung oder Tochterge­
sellschaft genehmigen, sofern folgende Voraussetzungen er­
füllt sind: 

a) die zuständige Behörde hat auf der Grundlage der ihr 
zur Verfügung stehenden Informationen, einschließlich 
der Informationen, die ihr von der Person, Organisation 
oder Einrichtung gegeben wurden, die die Genehmigung 
beantragt hat, festgestellt, dass vernünftigerweise die 
Schlussfolgerung gezogen werden kann, dass: 

i) die betreffenden Aktivitäten dem Zweck dienen, 
Hilfe für die Zivilbevölkerung in Syrien bereitzustel­
len, insbesondere mit Blick auf die Wahrung der 
humanitären Belange, die Unterstützung bei der Be­
reitstellung grundlegender Dienstleistungen, den 
Wiederaufbau oder die Wiederaufnahme der norma­
len Wirtschaftstätigkeit oder andere zivilen Auf­
gaben; 

ii) durch die betreffenden Tätigkeiten weder unmittel­
bar noch mittelbar einer Person, Organisation oder 
Einrichtung, auf die in Artikel 14 Bezug genommen 
wird, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden oder zugutekommen; 

iii) die betreffenden Tätigkeiten gegen keines der in die­
ser Verordnung festgelegten Verbote verstoßen, 

b) der betreffende Mitgliedstaat hat vorab die Person, Or­
ganisation oder Einrichtung, die von der Syrischen Na­
tionalen Koalition der Kräfte der syrischen Revolution 
und Opposition bezeichnet wurde, zu Folgendem kon­
sultiert: 

i) den Feststellungen der zuständige Behörde gemäß 
Buchstabe a Ziffer i und ii; 

ii) der Verfügbarkeit von Informationen die darauf hin­
deuten, dass durch die betreffenden Tätigkeiten un­
mittelbar oder mittelbar einer Person, Organisation 
oder Einrichtung, auf die in Artikel 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 2580/2001 oder in Artikel 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 881/2002 Bezug genommen wird, 
Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Ver­
fügung gestellt werden oder zugutekommen, 

und die Person, Organisation oder Einrichtung, die von 
der der Syrischen Nationalen Koalition der Kräfte der 
syrischen Revolution und Opposition bezeichnet wurde, 
hat dem entsprechenden Mitgliedstaat ihren Standpunkt 
übermittelt. 

c) Hat die zuständige Behörde nicht innerhalb von 30 Ta­
gen nachdem der Antrag gestellt wurde, den Standpunkt 
der Person, Organisation oder Einrichtung, die von der 
der Syrischen Nationalen Koalition der Kräfte der syri­
schen Revolution und Opposition bezeichnet wurde, er­
halten, so kann die zuständige Behörde eine Entschei­
dung über die Genehmigung treffen.
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(2) Bei der Anwendung der Voraussetzungen gemäß Ab­
satz 1 Buchstaben a und b fordert die zuständige Behörde 
angemessene Informationen zu dem Gebrauch, der von der 
erteilten Genehmigung gemacht wird, einschließlich Infor­
mationen über den Zweck und die Beteiligten der Trans­
aktion. 

(3) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission innerhalb von zwei 
Wochen über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmi­
gung." 

10. Anhang I wird gestrichen. 

11. Anhang IX wird wie Folgt geändert: 

a) Der folgende Absatz wird unter dem Titel "Liste der 
Ausrüstungen, Güter und Technologien im Sinne von 
Artikel 2b" eingefügt: 

"Die Liste in diesem Anhang erfasst nicht als Ver­
brauchsgüter bestimmte Waren, die zum Verkauf im 
Einzelhandel verpackt und für den persönlichen Ge­
brauch bestimmt sind oder die zum einzelnen Gebrauch 
verpackt sind, mit Ausnahme von Isopropanol." 

b) In Abschnitt IX.A1. "Werkstoffe, Materialien, Chemika­
lien, "Mikroorganismen" und "Toxine" " werden die in 
Anhang I der vorliegenden Verordnung enthaltenen Ein­
träge als Nummer IX.A2.010 angefügt. 

c) In Abschnitt IX.A2. "Werkstoffbearbeitung" wird der in 
Anhang II der vorliegenden Verordnung enthaltene Ein­
trag als Nummer IX.A2.010. angefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2013. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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ANHANG I 

In Nummer 11 Buchstabe b genannte Nummern 

Isolierte chemisch einheitliche Verbindungen nach Anmerkung 1 zu den Kapiteln 28 und 29 der Kombinierten Nomen­
klatur gemäß der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 927/2012 ( 1 ), in einer Konzentration größer/gleich* 90 Gew.- %, 
sofern nicht anders angegeben, wie folgt: 

Aceton (CAS-Nr. 67-64-1) (KN-Code 2914 11 00) 

Acetylen (CAS-Nr. 74-86-2) (KN-Code 2901 29 00) 

Ammoniak (CAS-Nr. 7664-41-7) (KN-Code 2814 10 00) 

Antimon (CAS-Nr. 7440-36-0) (Rubrik 8110) 

Benzaldehyd (CAS-Nr. 100-52-7) (KN-Code 2912 21 00) 

Benzoin (CAS-Nr. 119-53-9) (KN-Code 2914 40 90) 

1-Butanol (CAS-Nr. 71-36-3) (KN-Code 2905 13 00) 

2-Butanol (CAS-Nr. 78-92-2) (KN-Code 2905 14 90) 

Isobutanol (CAS-Nr. 78-83-1) (KN-Code 2905 14 90) 

tert-Butylalkohol (2-Methyl-2-propanol) (CAS-Nr. 75-65-0) (KN-Code 2905 14 10) 

Calciumkarbid (CAS-Nr. 75-20-7) (KN-Code 2849 10 00) 

Kohlenmonoxid (CAS-Nr. 630-08-0) (KN-Code 2811 29 90) 

Chlor (CAS-Nr. 7782-50-5) (KN-Code 2801 10 00) 

Cyclohexanol (CAS-Nr. 108-93-0) (KN-Code 2906 12 00) 

Dicyclohexylamin (CAS-Nr. 101-83-7) (KN-Code 2921 30 99) 

Ethanol (CAS-Nr. 64-17-5) (KN-Code 2207 10 00) 

Ethylen (CAS-Nr. 74-85-1) (KN-Code 2901 21 00) 

Ethylenoxid (CAS-Nr. 75-21-8) (KN-Code 2910 10 00) 

Fluor-Apatit (CAS-Nr. 1306-05-4) (KN-Code 2835 39 00) 

Chlorwasserstoff (CAS-Nr. 7647-01-0) (KN-Code 2806 10 00) 

Hydrogensulfid (CAS-Nr. 7783-06-4) (KN-Code 2811 19 80) 

Isopropanol in einer Konzentration größer/ 
gleich 95 Gew.- % 

(CAS-Nr. 67-63-0) (KN-Code 2905 12 00) 

Mandelsäure (CAS-Nr. 90-64-2) (KN-Code 2918 19 98) 

Methanol (CAS-Nr. 67-56-1) (KN-Code 2905 11 00) 

Chlormethan (Methylchlorid) (CAS-Nr. 74-87-3) (KN-Code 2903 11 00)
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( 1 ) Gemäß der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 927/2012 der Kommission vom 9. Oktober 2012 zur Änderung von Anhang I der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. 
L 304 vom 31.10.2012, S. 1).



Iodmethan (Methyliodid) (CAS-Nr. 74-88-4) (KN-Code 2903 39 90) 

Methanthiol (Methylmercaptan) (CAS-Nr. 74-93-1) (KN-Code 2930 90 99) 

Monoethylenglykol (CAS-Nr. 107-21-1) (KN-Code 2905 31 00) 

Oxalylchlorid (CAS-Nr. 79-37-8) (KN-Code 2917 19 90) 

Kaliumsulfid (CAS-Nr. 1312-73-8) (KN-Code 2830 90 85) 

Kaliumthiocyanat (CAS-Nr. 333-20-0) (KN-Code 2842 90 80) 

Natriumhypochlorid (CAS-Nr. 7681-52-9) (KN-Code 2828 90 00) 

Schwefel (CAS-Nr. 7704-34-9) (KN-Code 2802 00 00) 

Schwefeldioxid (CAS-Nr. 7446-09-5) (KN-Code 2811 29 05) 

Schwefeltrioxid (CAS-Nr. 7446-11-9) (KN-Code 2811 29 10) 

Thiophosphorylchlorid (CAS-Nr. 3982-91-0) (KN-Code 2853 00 90) 

Triisobutylphosphit (CAS-Nr. 1606-96-8) (KN-Code 2920 90 85) 

Weißer/gelber Phosphor (CAS-Nr. 12185-10-3, 7723-14-0) (KN-Code 2804 70 00) 

ANHANG II 

In Nummer 11 Buchstabe c genannter Eintrag 

IX.A2.010 Ausrüstungen 

Laborausrüstungen, einschließlich Teilen und Zubehör, für die (zerstörungsfreie oder 
nicht zerstörungsfreie) Analyse oder den Nachweis von Chemikalien, mit Ausnahme 
von Ausrüstung, einschließlich Teilen und Zubehör, die ausschließlich zum medizie­
nischenGebrauch bestimmt ist.
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